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Entscheidungsdatum

16.07.2024
Norm

AsylG 2005 85
B-VG Art133 Abs4
FPG 8§61
1. AsylG 2005 § 5 heute
AsylG 2005 § 5 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 §& 5 giltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

AW

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG § 61 heute

2. FPG § 61 guiltig ab 01.10.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2022

3. FPG § 61 giiltig von 01.06.2016 bis 30.09.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. FPG § 61 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. FPG § 61 giiltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. FPG 8§ 61 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

7. FPG 8§61 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011
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W161 2292271-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Monika LASSMANN als Einzelrichterin tber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX alias XXXX , StA. Somalia, vertreten durch BBU GmbH, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 03.05.2024, Zahl XXXX , zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht
erkennt durch die Richterin Dr. Monika LASSMANN als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von romisch 40, geb.
réomisch 40 alias réomisch 40, StA. Somalia, vertreten durch BBU GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl vom 03.05.2024, Zahl rémisch 40, zu Recht:

A) Die Beschwerde wird gemaR 8 5 AsylG 2005 und 8 61 FPG als unbegriindet abgewiesen.A) Die Beschwerde wird
gemal Paragraph 5, AsylG 2005 und Paragraph 61, FPG als unbegriindet abgewiesen.

B) Die ordentliche Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigB) Die ordentliche Revision ist gemal3 Artikel
133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdeflihrerin, eine somalische Staatsangehorige, stellte nach illegaler Einreise am 29.11.2023 den
verfahrensgegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

Eine EURODAC-Abfrage ergab, dass die Beschwerdeflihrerin am 20.10.2023 in Italien erkennungsdienstlich behandelt

wurde.

2. Die Beschwerdefihrerin wurde am 29.11.2023 einer Erstbefragung unterzogen, in welcher sie angab, sie sei XXXX
Jahre alt und habe Somalia vor fiinf oder sechs Jahren verlassen und sei Giber Athiopien (Aufenthalt 3 Jahre), Libyen
(Aufenthalt ca. 2 Jahre), Italien (ab 25.10.2023) ca. am 19.11.2023 nach Osterreich gekommen. Man habe sie in Italien in
eine Unterkunft gebracht, dort seien ca. 15 Frauen gewesen. Es sei zwei Mal hintereinander zu einer Schlagerei
gekommen, die Polizei sei nicht gerufen worden. Manche Frauen seien verletzt worden, es sei keine Rettung gerufen
worden. Die Beschwerdefihrerin habe die Unterkunft deswegen verlassen. Als Fluchtgrund gab die
Beschwerdeflihrerin an, dass Krieg zwischen der Terrororganisation al-Shabaab und der somalischen Regierung
herrsche. lhre ganze Familie sei aus der Region geflliichtet. Die Beschwerdeflihrerin habe sich dann alleine einer
unbekannten Familie angeschlossen und sei nach Athiopien ausgereist. Diese unbekannte Familie habe sie schlecht
behandelt. Die Beschwerdeflhrerin habe viele Probleme gehabt und dann die Entscheidung getroffen, auszureisen.
Sie wurde Probleme mit der Terrororganisation al-Shabaab bekommen - die Beschwerdefihrerin habe in Somalia
niemanden, insbesondere da sie eine Frau sei. Familienangehérige in Osterreich wurden von der Beschwerdefiihrerin
nicht genannt. 2. Die Beschwerdefuhrerin wurde am 29.11.2023 einer Erstbefragung unterzogen, in welcher sie angab,
sie sei rémisch 40 Jahre alt und habe Somalia vor fiinf oder sechs Jahren verlassen und sei tiber Athiopien (Aufenthalt 3
Jahre), Libyen (Aufenthalt ca. 2 Jahre), Italien (ab 25.10.2023) ca. am 19.11.2023 nach Osterreich gekommen. Man habe
sie in Italien in eine Unterkunft gebracht, dort seien ca. 15 Frauen gewesen. Es sei zwei Mal hintereinander zu einer
Schlagerei gekommen, die Polizei sei nicht gerufen worden. Manche Frauen seien verletzt worden, es sei keine Rettung
gerufen worden. Die Beschwerdefuhrerin habe die Unterkunft deswegen verlassen. Als Fluchtgrund gab die
Beschwerdefiihrerin an, dass Krieg zwischen der Terrororganisation al-Shabaab und der somalischen Regierung
herrsche. lhre ganze Familie sei aus der Region gefllichtet. Die Beschwerdefuhrerin habe sich dann alleine einer
unbekannten Familie angeschlossen und sei nach Athiopien ausgereist. Diese unbekannte Familie habe sie schlecht
behandelt. Die Beschwerdeflhrerin habe viele Probleme gehabt und dann die Entscheidung getroffen, auszureisen.
Sie wurde Probleme mit der Terrororganisation al-Shabaab bekommen - die Beschwerdefiihrerin habe in Somalia
niemanden, insbesondere da sie eine Frau sei. Familienangehérige in Osterreich wurden von der Beschwerdefiihrerin
nicht genannt.

3. In der Folge wurde seitens des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: BFA) die Erstellung eines


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61

medizinischen Gutachtens im Zusammenhang mit einer multifaktoriellen Diagnostik zur Feststellung des absoluten
Mindestalters der BeschwerdeflUhrerin zum Antragszeitpunkt in Auftrag gegeben. Im gesamten Gutachten, basierend
auf einer Befragung und korperlichen Untersuchung der Beschwerdefuhrerin, einem Orthopantomonogramm
(Zahnpanorama), einem Dunnschicht-CT der Sternoclavikulargelenksregion beidseits (Schlisselbeine) sowie einem
Handréntgenbefund gelangt der Sachverstandige zum Schluss, dass sich fur die Beschwerdefiihrerin zum Zeitpunkt
der Antragstellung ein absolutes Mindestalter von XXXX Jahren ergebe. Das von der Beschwerdeflhrerin angegebene
Alter (Geburtsdatum XXXX ) sei mit dem festgestellten absoluten Mindestalter nicht vereinbar. 3. In der Folge wurde
seitens des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: BFA) die Erstellung eines medizinischen
Gutachtens im Zusammenhang mit einer multifaktoriellen Diagnostik zur Feststellung des absoluten Mindestalters der
Beschwerdefiihrerin zum Antragszeitpunkt in Auftrag gegeben. Im gesamten Gutachten, basierend auf einer
Befragung und kérperlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin, einem Orthopantomonogramm (Zahnpanorama),
einem Dunnschicht-CT der Sternoclavikulargelenksregion beidseits (Schlisselbeine) sowie einem Handrontgenbefund
gelangt der Sachverstandige zum Schluss, dass sich fur die Beschwerdeflhrerin zum Zeitpunkt der Antragstellung ein
absolutes Mindestalter vonrémisch 40 Jahren ergebe. Das von der BeschwerdefUhrerin angegebene Alter
(Geburtsdatum rémisch 40 ) sei mit dem festgestellten absoluten Mindestalter nicht vereinbar.

Dem Gutachten vom 15.01.2024 folgend stellte das BFA mit Verfahrensanordnung vom 24.01.2024 fest, dass es sich
bei der Beschwerdefiihrerin um eine volljahrige Person handle, und &nderte das Geburtsdatum von XXXX auf XXXX .
Dem Gutachten vom 15.01.2024 folgend stellte das BFA mit Verfahrensanordnung vom 24.01.2024 fest, dass es sich
bei der Beschwerdeflhrerin um eine volljdhrige Person handle, und dnderte das Geburtsdatum von romisch 40 auf
rémisch 40 .

4. Am 25.01.2024 richtete das BFA ein Wiederaufnahmeersuchen gemall Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr.
604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (Dublin 11I-VO) an Italien.4. Am 25.01.2024 richtete das BFA ein
Wiederaufnahmeersuchen gemaR Artikel 13, Absatz eins, der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen
Parlaments und des Rates (Dublin llI-VO) an Italien.

Mit Schreiben vom 28.03.2024 teilte das BFA der italienischen Dublin Behérde mit, dass aufgrund der nicht fristgerecht
erfolgten Antwort Verfristung gem. Art. 22 Abs. 7 Dublin 1lI-VO eingetreten und Italien nunmehr zustandig fur die
Durchfuihrung des gegenstandlichen Asylverfahrens sei. Mit Schreiben vom 28.03.2024 teilte das BFA der italienischen
Dublin Behorde mit, dass aufgrund der nicht fristgerecht erfolgten Antwort Verfristung gem. Artikel 22, Absatz 7,
Dublin 111-VO eingetreten und lItalien nunmehr zustandig fur die Durchfihrung des gegenstandlichen Asylverfahrens
sei.

5. Am 16.04.2024 erfolgte die niederschriftliche Einvernahme der Beschwerdefiihrerin vor dem BFA, in welcher sie
angab, sie fuhle sich kdrperlich und geistig in der Lage, die Einvernahme durchzufthren. Die Beschwerdefuhrerin habe
seit funf bis sechs Monaten XXXX , sonst gehe es ihr gut. Sie habe noch Untersuchungen und sei in Behandlung - sie
habe Medikamente bekommen und sei beim XXXX gewesen. Sie habe sich diesbeziglich nicht im Heimatland
behandeln lassen. Sie kénne auch keine Befunde vorlegen. Die Beschwerdefihrerin habe keine Familienangehdrigen
in Osterreich und filhre auch keine Lebensgemeinschaft. Sie habe bis dato im Verfahren der Wahrheit entsprechende
Angaben getatigt. Das von der BeschwerdefUhrerin anfanglich genannte Geburtsdatum hatten ihr ihre Eltern in
Somalia genannt. Die Beschwerdefiihrerin gab weiters an, seit finf Monaten in Osterreich zu sein und &uRerte ihr
Unverstandnis darUber, dass beabsichtigt sei, sie nach Italien zu schicken, schlieBlich habe sie dort keinen Asylantrag
gestellt. Man habe ihr lediglich Fingerabdriicke abgenommen. Italien sei nicht ihr Zielland gewesen. Die
Beschwerdefiihrerin habe sich weniger als eine Woche lang in Italien aufgehalten. Befragt nach sie konkret
betreffenden Vorfallen fihrte die Beschwerdeflhrerin aus, dass es von Seiten italienischer Behorden keine
Zwischenfdlle gegeben habe. Als sie in das Fluchtlingslager gebracht worden sei, hatten sich die anderen afrikanischen
Fluchtlinge dort geschlagen. Sie selbst sei nicht geschlagen worden und habe den Vorfall bei den Behérden weder
gemeldet noch eine Anzeige erstattet. Sie habe in Italien keinen Asylantrag gestellt.5. Am 16.04.2024 erfolgte die
niederschriftliche Einvernahme der Beschwerdefiihrerin vor dem BFA, in welcher sie angab, sie fuhle sich kdrperlich
und geistig in der Lage, die Einvernahme durchzufihren. Die Beschwerdefuhrerin habe seit funf bis sechs Monaten
romisch 40, sonst gehe es ihr gut. Sie habe noch Untersuchungen und sei in Behandlung - sie habe Medikamente
bekommen und sei beim rémisch 40 gewesen. Sie habe sich diesbeziglich nicht im Heimatland behandeln lassen. Sie
kénne auch keine Befunde vorlegen. Die Beschwerdefiihrerin habe keine Familienangehérigen in Osterreich und fithre



auch keine Lebensgemeinschaft. Sie habe bis dato im Verfahren der Wahrheit entsprechende Angaben getatigt. Das
von der Beschwerdefuhrerin anfanglich genannte Geburtsdatum hatten ihr ihre Eltern in Somalia genannt. Die
Beschwerdefiihrerin gab weiters an, seit funf Monaten in Osterreich zu sein und duRerte ihr Unverstandnis dariber,
dass beabsichtigt sei, sie nach Italien zu schicken, schlie3lich habe sie dort keinen Asylantrag gestellt. Man habe ihr
lediglich Fingerabdriicke abgenommen. lItalien sei nicht ihr Zielland gewesen. Die Beschwerdefihrerin habe sich
weniger als eine Woche lang in Italien aufgehalten. Befragt nach sie konkret betreffenden Vorfallen fuhrte die
BeschwerdefUhrerin aus, dass es von Seiten italienischer Behdrden keine Zwischenfélle gegeben habe. Als sie in das
Fluchtlingslager gebracht worden sei, hatten sich die anderen afrikanischen Fliichtlinge dort geschlagen. Sie selbst sei
nicht geschlagen worden und habe den Vorfall bei den Behérden weder gemeldet noch eine Anzeige erstattet. Sie
habe in Italien keinen Asylantrag gestellt.

6. Mit gegenstandlich angefochtenem Bescheid vom 03.05.2024 wurde der Antrag der Beschwerdefiihrerin auf
internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten gemal3 § 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und
ausgesprochen, dass lItalien fur die Prifung des Antrages gemaR Artikel 13 Abs. 1 iVm. § 22 Abs. 7 der Dublin 11I-VO
zustandig sei (Spruchpunkt 1.). Gleichzeitig wurde gegen die Beschwerdefiihrerin gemaR § 61 Abs. 1 Z 1 FPG die
AuBerlandesbringung angeordnet und festgestellt, dass demzufolge eine Abschiebung nach Italien gemaR § 61 Abs. 2
FPG zulassig sei (Spruchpunkt 11.).6. Mit gegenstandlich angefochtenem Bescheid vom 03.05.2024 wurde der Antrag der
Beschwerdefiihrerin auf internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten gemald Paragraph 5, Absatz eins, AsylG
2005 als unzulassig zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass lItalien fir die Prifung des Antrages gemald Artikel 13
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 22, Absatz 7, der Dublin 1lI-VO zustandig sei (Spruchpunkt rémisch eins.).
Gleichzeitig wurde gegen die Beschwerdefihrerin gemalR Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer eins, FPG die
AuBerlandesbringung angeordnet und festgestellt, dass demzufolge eine Abschiebung nach Italien gemaR Paragraph
61, Absatz 2, FPG zulassig sei (Spruchpunkt rémisch I1.).

Dieser Bescheid legt in seiner Begrindung insbesondere auch ausfuhrlich die Lage fur Asylwerber in Italien dar.
Demnach sind der Zugang zum Asylverfahren sowie die Grund- und Gesundheitsversorgung fir Asylwerber
grundsatzlich gewahrleistet. Auch Kritikpunkte am italienischen Asylwesen werden naher dargestellt. Im Einzelnen
lauten die Landerfeststellungen folgendermalen (Stand 27.07.2023, unkorrigiert):

Allgemeines zum Asylverfahren

In Italien existiert ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlichen Beschwerdeméglichkeiten (AIDA 5.2023):

Quelle: AIDA 5.2023

2022 sind in Italien 105.129 Migranten auf dem Seeweg (Uber 55 % Anstieg gegenlber dem Vorjahr) und ca. 13.000
Uber Slowenien nach Italien gekommen (AIDA 5.2023). 2023 sind bis Mitte Juli 78.182 Migranten auf dem Seeweg nach
Italien gekommen, darunter 7.876 unbegleitete Minderjahrige. Die drei haufigsten Herkunftslander der Migranten
waren die Elfenbeinkiiste, Guinea und Agypten (Mdl 17.7.2023). Mehr als 4.500 Neuankémmlinge wurden 2023 bis Mai
an der Grenze zu Slowenien berichtet (UNHCR 5.7.2023)

Im Jahr 2022 wurden in Italien 77.200 Asylantrage gestellt. 14,34 % der Entscheidungen in erster Instanz lauteten auf
internationalen Schutz, 13,57 % auf subsididren Schutz, 10.865 auf speziellen (humanitaren) Schutz und 51,61 %
wurden abgelehnt (AIDA 5.2023):

Quelle: AIDA 5.2023

Von Janner bis April 2023 wurden 39.645 Asylantrage gestellt. Von Janner bis Marz wurden 14.396 Entscheidungen
getroffen (bei 89.080 anhangigen Verfahren im April 2023), von denen 9 % auf internationalen Schutz lauteten, 11 %
auf subsididren Schutz, 22 % speziellen (humanitaren) Schutz und 58 % wurden abgelehnt (rejection) (UNHCR
17.7.2023).

Der humanitdre Schutz war unter Innenminister Salvini 2018 eingeschrankt und 2020 inhaltlich wieder hergestellt
worden. Er wird heute als "spezieller Schutz" an Personen vergeben, die faktisch nicht auRer Landes gebracht werden
kénnen bzw. denen Refoulement droht. Die damit verbundene Aufenthaltsgenehmigung gilt fur zwei Jahre
(verlangerbar) (AIDA 5.2023).

Am 11.4.2023 gab der italienische Ministerrat bekannt, dass aufgrund des starken Anstiegs der Migrationsstrome nach
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Italien, der zu einer starken Uberfiillung der Erstaufnahmezentren und insbesondere des Hotspots Lampedusa fiihrte,
sowie des prognostizierten weiteren Anstiegs der Anlandungen, auRerordentliche MalRnahmen zu ergreifen seien, um
den Hotspot Lampedusa zu entlasten und neue Einrichtungen zu bauen, die sowohl den Bedtrfnissen der Aufnahme
als auch der Anerkennung und Ruckfihrung von Migranten gerecht werden. Aus diesen Grunden beschloss der
Ministerrat, fir sechs Monate den Ausnahmezustand fir das gesamte Staatsgebiet auszurufen (VB 12.4.2023; vgl. AIDA
5.2023). Die Ausrufung des Ausnahmezustandes aufgrund der Migrationssituation diente vor allem dazu,
auBerordentliche Geldmittel zu lukrieren, Ausschreibungsverfahren fur die Einrichtung zusatzlicher Aufnahmezentren
zu vereinfachen und zu beschleunigen sowie zusatzliche Transfers von Lampedusa nach Sizilien einzurichten, um die
Uberlastung des Hotspots und insgesamt der Insel Lampedusa zu verhindern. Diese MaRnahmen sollen zu einer
systemischen Entlastung fUhren und einen besseren Umgang mit dem hohen Migrationsdruck ermdglichen (VB
6.6.2023a). Am 11.4.2023 gab der italienische Ministerrat bekannt, dass aufgrund des starken Anstiegs der
Migrationsstréme nach Italien, der zu einer starken Uberfillung der Erstaufnahmezentren und insbesondere des
Hotspots Lampedusa fihrte, sowie des prognostizierten weiteren Anstiegs der Anlandungen, auf3erordentliche
MalRnahmen zu ergreifen seien, um den Hotspot Lampedusa zu entlasten und neue Einrichtungen zu bauen, die
sowohl den Bedurfnissen der Aufnahme als auch der Anerkennung und Ruckfihrung von Migranten gerecht werden.
Aus diesen Grinden beschloss der Ministerrat, fur sechs Monate den Ausnahmezustand fir das gesamte Staatsgebiet
auszurufen (VB 12.4.2023; vergleiche AIDA 5.2023). Die Ausrufung des Ausnahmezustandes aufgrund der
Migrationssituation diente vor allem dazu, aulRerordentliche Geldmittel zu lukrieren, Ausschreibungsverfahren fir die
Einrichtung zusatzlicher Aufnahmezentren zu vereinfachen und zu beschleunigen sowie zusatzliche Transfers von
Lampedusa nach Sizilien einzurichten, um die Uberlastung des Hotspots und insgesamt der Insel Lampedusa zu
verhindern. Diese MaRnahmen sollen zu einer systemischen Entlastung fihren und einen besseren Umgang mit dem
hohen Migrationsdruck ermoglichen (VB 6.6.2023a).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023

? Mdl - Ministero dellinterno [Italien] (17.7.2023): Cruscotto statistico giornaliero,
http://www.libertacivilimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/cruscotto_statistico_giornaliero_17-
07-2023.pdf, Zugriff 26.7.2023

? UNHCR - UN High Commissioner for Refugees (17.7.2023): Italy Weekly Snapshot (10 Jul - 16 Jul 2023),
https://reliefweb.int/attachments/bda4ac26-2953-4fa5-9909-c2f604a1af26/2023_07_17_Italy_Weekly_Snapshot.pdf,
Zugriff 26.7.2023

? UNHCR - UN High Commissioner for Refugees (5.7.2023): Fact Sheet; Italy; May 2023,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094480/202305_Fact+Sheet+May.pdf, Zugriff 21.7.2023

? VB des BMI Italien [Osterreich] (6.6.2023a): Auskunft des VB, per E-Mail
? VB des BMI Italien [Osterreich] (12.4.2023): Auskunft des VB, per E-Mail
Dublin-Ruckkehrer

Dublin-Ruckkehrer, die bereits einen Asylantrag in Italien gestellt haben, sind in jene Provinz zu transferieren, wo sie
ihren Antrag gestellt haben. Wurde noch kein Asylantrag in Italien gestellt, sind die Rickkehrer unter Wahrung der
Familieneinheit in der Provinz des Ankunftsflughafens unterzubringen. Wenn Italien einer Uberstellung ausdriicklich
zustimmt, wird der Flughafen angegeben, welcher der fir das konkrete Asylverfahren zustandigen Qudstur am
nachsten liegt. Wenn lItalien durch Fristablauf zustimmt, landen Ruckkehrer Ublicherweise auf den Flughafen Rom-
Fiumicino und Mailand-Malpensa. Ihnen wird am Flughafen von der Polizei eine Einladung (verbale di invito)
ausgehandigt, der zu entnehmen ist, welche Quastur fur ihr Asylverfahren zustandig ist (AIDA 5.2023; vgl. VQ
11.10.2022).Dublin-Rickkehrer, die bereits einen Asylantrag in Italien gestellt haben, sind in jene Provinz zu
transferieren, wo sie ihren Antrag gestellt haben. Wurde noch kein Asylantrag in Italien gestellt, sind die Rickkehrer
unter Wahrung der Familieneinheit in der Provinz des Ankunftsflughafens unterzubringen. Wenn Italien einer
Uberstellung ausdriicklich zustimmt, wird der Flughafen angegeben, welcher der fir das konkrete Asylverfahren



zustandigen Quastur am nachsten liegt. Wenn Italien durch Fristablauf zustimmt, landen Rickkehrer Ublicherweise auf
den Flughafen Rom-Fiumicino und Mailand-Malpensa. Ihnen wird am Flughafen von der Polizei eine Einladung (verbale
di invito) ausgehandigt, der zu entnehmen ist, welche Quastur fur ihr Asylverfahren zustandig ist (AIDA 5.2023;
vergleiche VQ 11.10.2022).

Die zustandige Quadstur ist oft weit entfernt, und die Rickkehrer haben nur wenige Tage Zeit, auf eigene Faust dort zu
erscheinen. Sie werden weder begleitet noch Uber die Anreisemdglichkeiten informiert. In einigen Fallen werden die
Rackkehrer in Mailand von der Behérde mit entsprechenden Fahrkarten ausgestattet. Am Flughafen Fiumicino in Rom
war 2022 die NGO Cooperativa ITC mit der Information und dem Management von an der Luftgrenze ankommenden
Asylsuchenden und Dublin-Rickkehrern betraut, darunter auch mit dem Transport vulnerabler Personen in die
Unterbringungszentren. Am Flughafen Mailand Malpensa wird seit 2021 die Information fur Asylwerber durch die NGO
Kooperative Ballafon betreut. Es gibt solche NGO-Betreuung flir Dublin-Rickkehrer am Flughafen auch in Bologna
(AIDA 5.2023).

Die Situation von Dublin-Riickkehrern hangt vom Stand ihres Verfahrens in Italien ab:

1. Wenn ein Ruckkehrer noch keinen Asylantrag in Italien gestellt hat, kann er dies tun, so wie jede andere Person
auch, er koénnte aber als illegaler Migrant betrachtet und mit einer Anordnung zur Auf3erlandesbringung konfrontiert
werden (AIDA 5.2023).

2. Wenn das Verfahren eines Antragstellers in Italien suspendiert wurde, weil er sich dem Verfahren vor dem
Interview entzogen hat, kann er, im Falle einer Riuckkehr binnen zwdlf Monaten ab Suspendierung, einen neuen
Interviewtermin beantragen. Sind mehr als zwdlf Monate vergangen und das Verfahren wurde abgeschossen, kann ein
Folgeantrag gestellt werden, fir den neue Asylgriinde erforderlich sind, damit er zuldssig ist (AIDA 5.2023). Gegen eine
Unzulassigkeitsentscheidung ist grundsatzlich Beschwerde moglich, wenn auch ohne automatische aufschiebende
Wirkung, welche aber gerichtlich beantragt werden kann (AIDA 5.2023).

3. In Fallen, in denen der Ruckkehrer sich dem Verfahren entzogen hat, wahrend er in privater Unterbringung lebte,
und das Verfahren wegen Abwesenheit beendet wurde, kann das Verfahren wieder erdffnet werden, wenn der
Antragsteller berechtigte Grinde fir seine Abwesenheit vorbringt - und zwar innerhalb von zehn Tagen ab Wegfall
dieser Griinde. Andernfalls muss der Ruckkehrer einen Folgeantrag stellen.

4. Hat ein Interview stattgefunden, und wurde das Verfahren des Antragstellers in Italien negativ entschieden und
ihm dies zur Kenntnis gebracht, ohne dass er fristgerecht Beschwerde eingelegt hétte, ist fiir den Riuckkehrer eine
Anordnung zur AufBerlandesbringung und Schubhaft moglich. Die Entscheidung gilt bei Nichterreichbarkeit des
Antragstellers nach 20 Tagen als zugestellt (AIDA 5.2023).

(FUr weitere Informationen, siehe Kapitel ,Versorgung”, Subkapitel ,Dublin-Rickkehrer".)

Am 5.12.2022 informierte die italienische Dublin-Einheit die anderen Dublin-Lander in einem Schreiben darlber, dass
ab dem darauffolgenden Tag die Uberstellungen nach ltalien ausgesetzt werden, da es keine Pliatze im
Aufnahmesystem gebe. Italien wies darauf hin, dass die Aussetzung keine Auswirkungen auf die
Wiedervereinigungsverfahren fir Minderjahrige habe (AIDA 5.2023).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023
? VQ - Vertrauliche Quelle (11.10.2022): Datenbank aus dem supranationalen Bereich, Zugriff 26.7.2023
Non-Refoulement

Italien wird von Kritikern vorgeworfen, eine Schlisselrolle bei indirektem Refoulement nach Libyen zu spielen, indem
es die libyschen Behérden weiterhin ausrtstet und ausbildet (AIDA 5.2023). Besonders Gegenstand der Kritik ist dabei,
dass aus Libyen immer wieder schwerwiegende MenschenrechtsverstoRe seitens Behdrden und Milizen berichtet
werden. Im Laufe des Jahres 2022 sollen die libyschen Behdrden mit logistischer und materieller Unterstitzung Italiens
mehr als 24.000 Menschen auf See abgefangen und nach Libyen zurtickgebracht haben (Al 28.3.2023).

Italien hat im Feber 2023 ein heftig kritisiertes Memorandum of Understanding mit Libyen verlangert, in dessen



Rahmen die italienische Seite Libyen mit Geld und Ausristung bei seinen Search and Rescue-Aktivitaten auf See und in
der Wiste und bei der Pravention und Bekampfung illegaler Migration unterstitzt. Dies wird von Kritikern als indirekte
Pushbacks nach Libyen betrachtet. UNHCR betrachtet Libyen angesichts des Fehlens eines funktionierenden
Asylsystems, der berichteten Schwierigkeiten, mit denen Fluchtlinge und Asylsuchende dort konfrontiert sind, des
fehlenden Schutzes vor Missbrauch und des Fehlens dauerhafter Losungen, nicht als ,sicheres Land” (USDOS
20.3.2023).

Ankdmmlinge aus Staaten, die als sicher gelten (z. B. Tunesien) sollen bei Ankunft in Italien regelmalig als
Wirtschaftsmigranten eingestuft und vom Zugang zum Asylverfahren ausgeschlossen werden. Diese erhalten
Ruckfuhrungsentscheidungen (AIDA 5.2023).

Berichten zufolge kommt es in den italienischen Adria-Hafen immer wieder zu Pushbacks nach Griechenland, auf der
Grundlage des bilateralen Abkommens, das 1999 von der italienischen und der griechischen Regierung unterzeichnet
wurde und das 2001 in Kraft trat, obwohl es nie vom italienischen Parlament ratifiziert wurde. In vielen Fallen ist es
Migranten gelungen, Kontakt zu NGOs aufzunehmen, die in den adriatischen Hafen tatig sind, und einen Asylantrag zu
stellen. In den anderen Fallen soll es zu Zurlckschiebungen in den Hafen der Abfahrt gekommen sein. 2022 soll es
auch zu Zurlckweisungen und Refoulement nach Albanien gekommen sein. Berichte Uber angebliche Pushbacks gibt
es auch von den Luftgrenzen. Weiters gibt es Berichte Uber Zuruckschicken von Migranten von der Grenze zu
Slowenien, auf der Grundlage eines bilateralen Rlckibernahmeabkommens aus dem Jahre 1996, das nicht vom
italienischen Parlament ratifiziert worden ist. Ein italienisches Gericht hat diese Praxis in einer Entscheidung vom
Janner 2021 als verfassungswidrig bezeichnet. Im Dezember 2022 wurden informelle Ruckschiebungen
wiederaufgenommen, die jedoch keine Asylwerber betrafen. Auch nahm die slowenische Seite nicht alle Betroffenen
zurlck, sodass nur 23 von 190 Ruckschiebungen erfolgreich gewesen sein sollen (AIDA 5.2023).

Am 11.4.2023 gab der italienische Ministerrat bekannt, dass aufgrund des starken Anstiegs der Migrationsstréme nach
Italien, der zu einer starken Uberfiillung der Erstaufnahmezentren und insbesondere des Hotspots Lampedusa fiihrte,
sowie des prognostizierten weiteren Anstiegs der Anlandungen, auRerordentliche MalRnahmen zu ergreifen seien, um
den Hotspot Lampedusa zu entlasten und neue Einrichtungen zu bauen, die sowohl den Bedtrfnissen der Aufnahme
als auch der Anerkennung und Ruckfihrung von Migranten gerecht werden. Aus diesen Grunden beschloss der
Ministerrat fiir sechs Monate den Ausnahmezustand fir das gesamte Staatsgebiet auszurufen (VB 12.4.2023; vgl. AIDA
5.2023). Die Ausrufung des Ausnahmezustandes aufgrund der Migrationssituation durch den italienischen Ministerrat
am 11.4.2023 diente vor allem dazu, auBBerordentliche Geldmittel zu lukrieren, Ausschreibungsverfahren fur die
Einrichtung zusatzlicher Aufnahmezentren zu vereinfachen und zu beschleunigen sowie zusatzliche Transfers von
Lampedusa nach Sizilien einzurichten, um die Uberlastung des Hotspots und insgesamt der Insel Lampedusa zu
verhindern. Diese MaRnahmen sollen zu einer systemischen Entlastung fihren und einen besseren Umgang mit dem
hohen Migrationsdruck ermdglichen (VB 6.6.2023a). Am 11.4.2023 gab der italienische Ministerrat bekannt, dass
aufgrund des starken Anstiegs der Migrationsstréme nach Italien, der zu einer starken Uberflllung der
Erstaufnahmezentren und insbesondere des Hotspots Lampedusa fuhrte, sowie des prognostizierten weiteren
Anstiegs der Anlandungen, auBlerordentliche MalRnahmen zu ergreifen seien, um den Hotspot Lampedusa zu
entlasten und neue Einrichtungen zu bauen, die sowohl den Bedurfnissen der Aufnahme als auch der Anerkennung
und Ruckfuhrung von Migranten gerecht werden. Aus diesen Grinden beschloss der Ministerrat fur sechs Monate den
Ausnahmezustand fur das gesamte Staatsgebiet auszurufen (VB 12.4.2023; vergleiche AIDA 5.2023). Die Ausrufung des
Ausnahmezustandes aufgrund der Migrationssituation durch den italienischen Ministerrat am 11.4.2023 diente vor
allem dazu, auBerordentliche Geldmittel zu lukrieren, Ausschreibungsverfahren flr die Einrichtung zusatzlicher
Aufnahmezentren zu vereinfachen und zu beschleunigen sowie zusatzliche Transfers von Lampedusa nach Sizilien
einzurichten, um die Uberlastung des Hotspots und insgesamt der Insel Lampedusa zu verhindern. Diese MaRnahmen
sollen zu einer systemischen Entlastung fiihren und einen besseren Umgang mit dem hohen Migrationsdruck
ermoglichen (VB 6.6.2023a).

Italien verflgt Uber eine Liste sicherer Herkunftsstaaten, welche Albanien, Algerien, Bosnien und Herzegowina, Kap
Verde, Ghana, Kosovo, Nordmazedonien, Marokko, Montenegro, Senegal, Serbien und Tunesien umfasst. Am
17.3.2023 wurden die Elfenbeinklste, Gambia, Georgien und Nigeria zur Liste hinzugefligt, aber das Verfahren fir



sichere Herkunftsstaaten gilt nicht fir Antrage, die von Blrgern aus diesen vier Landern vor dem Inkrafttreten des
Dekrets am 9. April 2023 gestellt wurden. Ebenfalls am 17.3.2023 wurde die Ukraine von der Liste genommen. Antrage
von Burgern aus sicheren Herkunftsstaaten kénnen im beschleunigten Verfahren bearbeitet werden (AIDA 5.2023).

Quellen:

? Al - Amnesty International (28.3.2023): Amnesty International Report 2022/23; Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte; Italien 2022, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089542.html, Zugriff 21.7.2023

? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,
https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023

? USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights Practices: Italy,
https://www.ecoi.net/de/dokument/2089493.html, Zugriff 20.7.2023

? VB des BMI Italien [Osterreich] (6.6.2023a): Auskunft des VB, per E-Mai
? VB des BMI Italien [Osterreich] (12.4.2023): Auskunft des VB, per E-Mail
Versorgung

Asylwerber durfen zwei Monate nach Antragstellung legal arbeiten. In der Praxis haben sie jedoch Schwierigkeiten
beim Zugang zum Arbeitsmarkt, etwa durch Verzégerungen bei der Registrierung ihrer Asylantrage (die damit
einhergehende Aufenthaltserlaubnis ist fur den Zugang zum Arbeitsmarkt wichtig), oder durch die Sprachbarriere,
oder die geografische Abgelegenheit der Unterbringungszentren usw. (AIDA 5.2023).

Es gibt Berichte Uber Diskriminierung von Migranten durch Arbeitgeber und Ausbeutung, insbesondere in den
Sektoren Landwirtschaft und Dienstleistungen (USDOS 20.3.2023).

Die Ausrufung des Ausnahmezustandes aufgrund der Migrationssituation durch den italienischen Ministerrat am
11.4.2023 diente vor allem dazu, auRerordentliche Geldmittel zu lukrieren, Ausschreibungsverfahren fur die
Einrichtung zusatzlicher Aufnahmezentren zu vereinfachen und zu beschleunigen sowie zusatzliche Transfers von
Lampedusa nach Sizilien einzurichten, um die Uberlastung des Hotspots und insgesamt der Insel Lampedusa zu
verhindern. Diese MaBnahmen sollen zu einer systemischen Entlastung fihren und einen besseren Umgang mit dem
hohen Migrationsdruck ermdglichen. Leistungen von Versorgungseinrichtungen fur Asylwerber bzw. asylsuchende
Familien sind dadurch nicht unmittelbar betroffen (VB 6.6.2023a).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023

? USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights Practices: Italy,
https://www.ecoi.net/de/dokument/2089493.html, Zugriff 20.7.2023

? VB des BMI Italien (6.6.2023a): Auskunft des VB, per E-Mail

Unterbringung

Das offizielle italienische Unterbringungssystem fur erwachsene Asylwerber stellt sich folgendermalien dar:
CPSA (Centri di primo soccorso e accoglienza) / Hotspots

Es handelt sich dabei um Zentren an den Hauptanlandungspunkten der Migranten, die Uber das Mittelmeer nach
Italien kommen. Die CPSA wurden 2006 gegrundet und fungieren seit 2016 formell als Hotspots (gemal? dem
sogenannten Hotspot-Approach der Europdischen Kommission). Diese dienen der Erstversorgung, der Identifizierung,
der Trennung von Asylwerbern und Migranten und dem Transfer in andere Zentren. Ende 2022 gab es in Italien funf
Hotspots in Apulien (Taranto) und Sizilien (Lampedusa, Pozzallo, Pantelleria und Messina) mit zusammen 1.265 Platzen
Kapazitat. Es kdnnen aber auch andere Einrichtungen gemafl dem Hotspot-Approach genutzt werden. Im Jahr 2021
durchliefen 44.242 Personen die Hotspots. Der Aufenthalt der Migranten in den Hotspots sollte "so kurz wie moglich"
dauern. In der Praxis dauert er einige Tage bis einige Wochen (AIDA 5.2023).



Erstaufnahme

Es gibt derzeit neun Erstaufnahmezentren zur Unterbringung von Asylwerbern in finf italienischen Regionen. Bei
Platzmangel kann auch auf temporare Strukturen (Centri di accoglienza straordinaria, CAS) zuruckgegriffen werden
(AIDA 5.2023).

SAl (Sistema di Accoglienza e Integrazione)

Dies ist die Unterbringung der zweiten Linie (vormals SPRAR genannt, unter Innenminister Salvini umgewandelt in
SIPROIMI, spater ersetzt durch SAl). Mit Gesetz 50/2023, welches Dekret 20/2023 (Cutro-Dekret) vom 5.5.2023 in ein
Gesetz umwandelt, wird der Zugang von Asylwerbern zum SAI-System eingeschrankt. Das SAI-System steht somit
neben Schutzberechtigten (Fluchtlingsstatus oder subsidiarer Schutz) nur noch Asylwerbern offen, die vulnerabel oder
auf legalem Weg in Italien eingereist sind (staatliches Resettlement oder privat finanzierte humanitdre
Aufnahmeprogramme). Gemall3 Gesetz 50/2023 duirfen die Prafekturen Asylwerber in provisorischen
Aufnahmeeinrichtungen unterbringen, falls in staatlichen Zentren oder vorubergehenden Einrichtungen (CAS) keine
Platze verfigbar sind (AIDA 5.2023).

Stand Feber 2023 umfasste das SAl insgesamt 934 kleinere dezentrale Projekte mit gesamt 43.923
Unterbringungsplatzen, davon 36.821 herkémmliche Platze, 6.299 Platze fur unbegleitete Minderjahrige und 803 Platze
far Menschen mit psychischen Problemen oder koérperlichen Behinderungen. Dies wird als zu wenig fir den
vorhandenen Bedarf kritisiert (AIDA 5.2023).

CAS (Centri di accoglienza straordinaria)

Das sind "tempordre Strukturen" (Notunterkinfte) der Prafekturen. So eine Notunterbringung weist geringere
Leistungen fur die Untergebrachten auf als SAI und soll strikt auf die Zeit beschrankt sein, welche notwendig ist um
Identifizierung, Registrierung und Vulnerabilitatseinschatzung vorzunehmen. Danach sollten sie verlegt werden. In der
Praxis machen CAS jedoch tber 66 % der Unterbringungskapazitaten aus. In den landesweit Gber 4.200 CAS-
Unterbringungen sind die Unterbringungsstandards sehr unterschiedlich (AIDA 5.2023).

Provisorische Aufnahmestrukturen

Gesetz 50/2023 sieht vor, dass jeder Prafekt, fir die unbedingt erforderliche Zeit bis zur Ermittlung verfigbarer
Unterbringungsplatze, die Aufnahme von Asylwerbern in provisorischen Strukturen organisieren kann, in denen u. a.

Verpflegung, Unterkunft, Kleidung und medizinische Versorgung gewahrleistet sind (AIDA 5.2023).
Private Unterbringung / NGOs

AuBerhalb der staatlichen Strukturen existiert noch ein Netzwerk privater Unterbringungsmaoglichkeiten, betrieben von
Kirchen oder Freiwilligenverbanden. lhre Zahl ist schwierig festzumachen. Interessant sind sie speziell in Notfallen oder
als Integrationsmittel (AIDA 5.2023).

CPR (Centri di Permanenza per il Rimpatrio)

Italien verfigt Uber zehn Schubhaftzentren (CPR) mit zusammen 1.359 Platzen (wobei die effektive Gesamtkapazitat
mit 744 Platzen angegeben wird) (AIDA 5.2023).

Grundsatzlich sind bedurftige Fremde zur Unterbringung in lItalien berechtigt, sobald sie den Willen erkennbar
machen, um Asyl ansuchen zu wollen. Das Unterbringungsrecht gilt bis zur erstinstanzlichen Entscheidung bzw. dem
Ende der Rechtsmittelfrist. Bei Rechtsmitteln mit automatischer aufschiebender Wirkung besteht das
Unterbringungsrecht auch bis zur Entscheidung des Gerichts. Bei Rechtsmitteln ohne automatische aufschiebende
Wirkung kann diese bei Gericht beantragt werden. Bis zu dieser Entscheidung darf der Beschwerdefuhrer im Zentrum
bleiben. Ist die Entscheidung positiv, besteht auch das Unterbringungsrecht weiter. In der Praxis erfolgt der
tatsachliche Zugang zur Unterbringung erst mit der formellen Registrierung des Antrags (verbalizzazione), die bis zu
einigen Monaten nach der Antragstellung stattfinden kann. Auch nach der Registrierung kann es noch zu einigen
Wochen Wartezeit bis zur Unterbringung kommen. In dieser Zeit mussen Betroffene alternative
Unterbringungsmoglichkeiten finden, was problematisch sein kann. Betroffene Asylwerber ohne ausreichende
Geldmittel sind daher auf Freunde oder Notunterkinfte angewiesen oder es droht ihnen Obdachlosigkeit. In ganz
Italien gibt es auch informelle Siedlungen oder besetzte Hauser, in denen geschatzte 10.000 Fremde leben, unter ihnen
Asylwerber und Schutzberechtigte (AIDA 5.2023). Laut UNHCR, IOM und NGOs leben Tausende legal und illegal



aufhaltige Fremde, darunter auch Flichtlinge, in verlassenen, unzureichenden oder Uberfiillten Gebduden in Rom und
anderen GroR3stadten des Landes, mit begrenztem Zugang zu medizinischer Versorgung, Rechtsberatung, Bildung und
anderen o6ffentlichen Dienstleistungen. Viele Flichtlinge und Asylsuchende, die in der informellen Wirtschaft arbeiten,
kénnen es sich, insbesondere in Grof3stadten, nicht leisten, Wohnungen zu mieten. Sie leben oft in provisorischen
Huatten in [andlichen Gebieten oder besetzten Gebduden unter Substandard-Bedingungen (USDOS 20.3.2023).

Mit Stand 15.7.2023 waren 125.922 Migranten in staatlichen Unterkinften untergebracht, davon 2.787 in Hotspots,
88.060 in Unterbringungszentren und 35.075 in SAI (VB 18.7.2023).

Nach dem Gesetz wird der Antragsteller im Register der Wohnbevélkerung registriert (AIDA 5.2023). Mit Dekret Nr.
130/2020 in Verbindung mit Umwandlungsgesetz Nr. 173 vom 18.12.2020 wurde fur Antragsteller wieder die
Moglichkeit geschaffen, sich in das Melderegister einzutragen (dies war unter Salvini abgeschafft worden - ein Schritt,
der heftig kritisiert und fir verfassungswidrig erklart worden war). Im Zuge der Anmeldung wird dem Schutzsuchenden
ein Personalausweis ausgestellt, der nicht zur Ausreise berechtigt und drei Jahre Gultigkeit hat (VB 3.3.2021).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: Italy,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023

? USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights Practices: Italy,
https://www.ecoi.net/de/dokument/2089493.html, Zugriff 20.7.2023

? VB des BMI Italien [Osterreich] (18.7.2023): Statistik der italienischen Behérden, per E-Mail
? VB des BMI Italien [Osterreich] (3.3.2021): Auskunft des VB, per E-Mail
Dublin-Rickkehrer

Dublin-Ruckkehrer haben grundsatzlich Zugang zum Unterbringungssystem zu denselben Bedingungen wie andere
Asylwerber und stehen damit vor denselben Problemen beim Zugang zum Verfahren und zur Unterbringung wie
andere Asylwerber. Es gibt fur sie keine speziell reservierten Unterbringungsplatze (AIDA 5.2023).

Im Sinne des Tarakhel-Urteils stellt Italien seit Juni 2015 regelmaRig eine Liste von Einrichtungen zur Verflugung, welche
far die Unterbringung von Familien geeignet sind (AIDA 5.2023). Rickkehrer, die als Antragsteller nach Italien kommen,
werden an die zustandige Prafektur verwiesen, die normalerweise einen Platz in einem CAS zur Verfugung stellt. Falls
die Kapazitaten der CAS nicht ausreichen, kann auf Unterbringungen der 2. Stufe (SAl) zurlickgegriffen werden (VQ
11.10.2022). Das SAI-System steht jedoch aufgrund der Gesetzesanderung vom Mai 2023 (Gesetz 50/2023) nur noch
Asylwerbern offen, die vulnerabel sind oder auf legalem Weg nach Italien eingereist sind. GemaR Gesetz durfen die
Prafekturen Asylwerber in provisorischen Aufnahmeeinrichtungen unterbringen, falls in staatlichen Zentren oder
vorUbergehenden Einrichtungen (CAS) keine Platze verfligbar sind (AIDA 5.2023).

Am 5.12.2022 informierte die italienische Dublin-Einheit die anderen Dublin-Lander in einem Schreiben darUber, dass
ab dem darauffolgenden Tag die Uberstellungen nach ltalien ausgesetzt werden, da es keine Pliatze im
Aufnahmesystem gebe. Italien wies darauf hin, dass die Aussetzung keine Auswirkungen auf die
Wiedervereinigungsverfahren fir Minderjahrige habe (AIDA 5.2023).

Wenn Ruckkehrer vor ihrer Ausreise aus Italien in Aufnahmezentren fur Asylwerber gelebt haben, kénnen sie bei ihrer
Ruckkehr Probleme haben, eine neue Unterkunft zu beantragen. Aufgrund ihrer Ausreise und gemaf den Regeln tber
den Entzug der Aufnahmebedingungen kann die Prafektur ihnen den Zugang zum Aufnahmesystem verweigern (AIDA
5.2023).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023
? VQ - Vertrauliche Quelle (11.10.2022): Datenbank aus dem supranationalen Bereich, Zugriff 26.7.2023

Medizinische Versorgung



Asylwerber und Personen mit einem Schutzstatus muissen sich beim italienischen nationalen Gesundheitsdienst
registrieren und haben dann in Bezug auf medizinische Versorgung dieselben Rechte und Pflichten wie italienische
Staatsburger. Das gilt unabhangig davon, ob sie staatliche Versorgung geniel3en oder nicht. Das Recht auf medizinische
Versorgung entsteht formell im Moment der Registrierung eines Asylantrags, wobei es aber in der Praxis Verzégerung
von bis zu einigen Monaten geben kann, bis einige Quasturen den Steuer-Code (codice fiscale), welcher flr den Zugang
zur medizinischen Versorgung wichtig ist, zugewiesen haben. Bis dahin haben die betroffenen Asylsuchenden lediglich
Zugang zu medizinischer Notfall- und Basisversorgung. Die Anmeldung beim italienischen nationalen
Gesundheitsdienst erfolgt im zustandigen Buro des lokalen Gesundheitsdienstes (Azienda Sanitaria Locale, ASL), in der
Gemeinde, in der der Asylwerber seinen Wohnsitz (domicilio) hat. Im Zuge der Registrierung wird eine europdische
Gesundheitskarte (tessera europea di assicurazione malattia) ausgestellt. Die Registrierung berechtigt zu folgenden
Leistungen: freie Wahl eines Hausarztes bzw. Kinderarztes (kostenlose Arztbesuche, Hausbesuche, Rezepte, usw.);
Geburtshilfe und gynakologische Betreuung bei der Familienberatung (consultorio familiare) ohne allgemeinarztliche
Uberweisung; und kostenlose Aufenthalte in éffentlichen Krankenhdusern. Das Recht auf medizinische Versorgung soll
im Rahmen der Erneuerung der Aufenthaltserlaubnis nicht erléschen. Wenn die Aufenthaltserlaubnis abgelaufen ist,
besteht keine Garantie auf Zugang zu nicht notwendiger medizinischer Versorgung bis zur Erneuerung derselben, was
aufgrund burokratischer Verzdgerungen einige Zeit dauern kann. Wenn Asylwerber keine Wohnsitzmeldung (domicilio)
vorweisen koénnen, erhalten sie auch keine Gesundheitskarte. Eines der groRten Hindernisse fir den Zugang zu
Gesundheitsdiensten ist jedoch die Sprachbarriere (AIDA 5.2023).

Asylwerber kénnen sich auf Basis einer Eigendeklaration bei den Blros des lokalen Gesundheitsdienstes (ASL) als
bedlrftig registrieren lassen. Sie werden dann arbeitslosen Staatsbirgern gleichgestellt und mdissen keine
Praxisgebuhr (,Ticket”) bezahlen. Die Befreiung gilt zunachst flir zwei Monate ab Asylantragstellung (da in diesem
Zeitraum kein Zugang zum Arbeitsmarkt besteht). Danach ist die Praxis landesweit uneinheitlich. In einigen Regionen
sind Asylwerber nach den ersten zwei Monaten nicht mehr vom Ticket befreit, da sie nicht als arbeitslos gelten,
sondern als inaktiv. In anderen Regionen wie dem Piemont und der Lombardei mussen sie sich offiziell arbeitslos
melden, und dann wird die Ticket-Befreiung so lange verlangert, bis es den Asylwerbern gelingt, Zugang zum
Arbeitsmarkt zu finden (AIDA 5.2023).

Asylwerber mit psychischen Problemen und Folteropfer haben dasselbe Recht auf Zugang zu medizinischer
Versorgung wie italienische Burger. In der Praxis haben sie die Mdglichkeit von speziellen Leistungen des nationalen
Gesundheitsdienstes, spezialisierter NGOs oder privater Stellen zu profitieren. Die NGOs ASGI und Arzte ohne Grenzen
betreiben in Rom seit April 2016 ein Zentrum zur Identifikation und Rehabilitation von Folteropfern (AIDA 5.2023).

In Italien haben alle Asylwerber und -berechtigte grundsatzlich Zugang zum nationalen Gesundheitssystem (Servizio
sanitario nazionale) gem. Art. 32 der italienischen Verfassung i.V.m. Art. 34 des italienischen Einwanderungsgesetzes.
Der Zugang zum nationalen Gesundheitssystem schliet auch den Zugriff auf notwendige Medikamente ein (VB
14.12.2022).In  Italien haben alle Asylwerber wund -berechtigte grundsatzlich Zugang zum nationalen
Gesundheitssystem (Servizio sanitario nazionale) gem. Artikel 32, der italienischen Verfassung i.V.m. Artikel 34, des
italienischen Einwanderungsgesetzes. Der Zugang zum nationalen Gesundheitssystem schlieBt auch den Zugriff auf
notwendige Medikamente ein (VB 14.12.2022).

MedCOl bearbeitet keine medizinischen Anfragen zu EU-Mitgliedsstaaten (EUAA MedCOI 19.2.2021).

Quellen:
? AIDA - Asylum Information Database (5.2023): Association for Legal Studies on Immigration (ASGI, Autor) /
European  Council on  Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher):  Country  Report: ltaly,

https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2023/05/AIDA-IT_2022-Update.pdf, Zugriff 23.6.2023
? EUAA MedCOlI - Medical COI (19.2.2021): Auskunft von EUAA MedCOl, per E-Mail
? VB des BMI (14.12.2022): Auskunft des Vertrauensarztes der OB Rom, per E-Mail

Begrindend wurde insbesondere ausgefiihrt, dass die Identitat der Beschwerdefhrerin in Ermangelung geeigneter,
heimatstaatlicher, identitdtsbezeugender Dokumente nicht feststehe. Unter Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen hatten sich im Verfahren keine Hinweise ergeben, dass die Beschwerdefiihrerin an einer schweren
korperlichen Krankheit oder an einer schweren psychischen Stérung leide. Die Feststellung, dass die



Beschwerdefiihrerin volljahrig sei, ergebe sich aufgrund des medizinischen Sachverstandigengutachtens vom
15.01.2024, das von einem allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen fur medizinische
Begutachtungen in Asylverfahren erstellt worden sei. Soweit die Beschwerdefiihrerin vorbringe, zum Zeitpunkt der
Antragsstellung auf internationalen Schutz minderjahrig bzw. am XXXX geboren zu sein, sei anzumerken, dass es sich
um ein bereits seit einigen Jahren geradezu regelmaRiges zu beobachtendes Phdnomen handle, dass Asylwerber im
Rahmen der Asylantragsstellung in Osterreich filschlicherweise behaupten wiirden, minderjahrig zu sein, um so eine
Zulassung zum Verfahren im Bundesgebiet zu erwirken. Begrindend wurde insbesondere ausgefuhrt, dass die
Identitdt der Beschwerdeflihrerin in Ermangelung geeigneter, heimatstaatlicher, identitdtsbezeugender Dokumente
nicht feststehe. Unter Berlcksichtigung sdmtlicher bekannter Tatsachen héatten sich im Verfahren keine Hinweise
ergeben, dass die BeschwerdefUhrerin an einer schweren kdrperlichen Krankheit oder an einer schweren psychischen
Storung leide. Die Feststellung, dass die Beschwerdeflhrerin volljahrig sei, ergebe sich aufgrund des medizinischen
Sachverstandigengutachtens vom 15.01.2024, das von einem allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten
Sachverstandigen fur medizinische Begutachtungen in Asylverfahren erstellt worden sei. Soweit die
Beschwerdefiihrerin vorbringe, zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf internationalen Schutz minderjahrig bzw. am
rémisch 40 geboren zu sein, sei anzumerken, dass es sich um ein bereits seit einigen Jahren geradezu regelmaliges zu
beobachtendes Phianomen handle, dass Asylwerber im Rahmen der Asylantragsstellung in Osterreich filschlicherweise
behaupten wiirden, minderjahrig zu sein, um so eine Zulassung zum Verfahren im Bundesgebiet zu erwirken.

Weiter wurde ausgefihrt, dass aufgrund der Zustimmung der Asylbehdrde von Italien durch Fristablauf (Verfristung),
des Eurodac-Treffers in Italien sowie der damit in Einklang stehenden und widerspruchsfreien Angaben der
Beschwerdefiihrerin bei der Erstbefragung feststehe, dass Italien jenes Land der Europaischen Union sei, tber das die
illegale Einreise der Beschwerdeflihrerin in die Europdische Union erfolgt sei. Aus dem gesamten vorliegenden
Sachverhalt ergebe sich weiters der seit diesem Zeitpunkt bestehende und bis in die Gegenwart andauernde und
ununterbrochene Aufenthalt der Beschwerdeflihrerin in der Europdischen Union, weswegen zwischenzeitlich ein
Erldschen der Zustandigkeit Italiens fur das Asylverfahren der Beschwerdeflhrerin nicht eingetreten sei. Die
Feststellungen, wonach die Beschwerdefiihrerin in Osterreich (iber keine familidren oder verwandtschaftlichen
Anknupfungspunkte verfiige, wirden sich aus den nicht anzuzweifelnden Angaben der Beschwerdeflihrerin ergeben.

Die Einreise nach Osterreich sei illegal erfolgt. Dass keine besondere Integrationsverfestigung in Osterreich bestehe,
ergebe sich aus der Kiirze des bisherigen Aufenthalts in Osterreich, in Verbindung mit dem Umstand, dass seit der
illegalen Einreise realistischerweise

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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